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Erläuterungen 
Allgemeiner Teil: 
Gemäß § 36 Abs. 1 des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 100/2005, kann die Bundesregierung 
im Einvernehmen mit dem Hauptausschuss des Nationalrates mit Verordnung feststellen, dass die 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und der Schutz der inneren Sicherheit aufgrund der mit dem 
aktuellen Migrationsgeschehen und der Migrationsentwicklung verbundenen Auswirkungen in Österreich 
gefährdet sind. 
Am 03. Juli 2025 trat die auf § 36 Abs. 1 AsylG 2005 gestützte Verordnung der Bundesregierung zur 
Feststellung der Gefährdung der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und des Schutzes der inneren 
Sicherheit, BGBl. II Nr. 127/2025, für die Gültigkeitsdauer von sechs Monaten in Kraft. Die Verordnung 
kann gemäß § 36 Abs. 3 AsylG 2005 für eine Gültigkeitsdauer von bis zu sechs Monaten erlassen und 
höchstens drei Mal um jeweils bis zu sechs Monate verlängert werden, längstens jedoch bis zum Ablauf 
des 30. September 2026. Mit der zu erlassenden Verordnung soll die Gültigkeitsdauer der Verordnung um 
weitere sechs Monate verlängert werden. 
Die Feststellung, dass die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und der Schutz der inneren 
Sicherheit gefährdet sind, hat die Bundesregierung gemäß § 36 Abs. 2 AsylG 2005 gegenüber dem 
Hauptausschuss des Nationalrates schriftlich zu begründen. In der Begründung hat insbesondere zum 
Ausdruck zu kommen, weshalb vor dem Hintergrund des aktuellen Migrationsgeschehens eine Situation 
vorliegt, die eine Gefährdung der Funktionsfähigkeit der öffentlichen Einrichtungen, insbesondere des 
Bildungs-, Sozial-, und/oder des Sicherheitsbereichs sowie betreffend die Gewährleistung etwa von 
Integration und Wohnraum darstellt (vgl. Erläuterungen AB 1097 BlgNR XXV. GP 23 ff.). Die 
Begründung ist nicht nur bei erstmaliger Feststellung der Gefährdung erforderlich, sondern auch bei jeder 
Verlängerung (siehe dazu die beiliegende Begründung gemäß § 36 Abs. 2 AsylG 2005). 
Gemäß dem ausdrücklichen Wortlaut des § 36 Abs. 1 AsylG 2005 ist im Zusammenhang mit der Erlassung 
dieser Verordnung von der Einhaltung der Vorgaben der §§ 17 und 18 BHG abzusehen (siehe auch die 
Erläuterungen zur Novelle BGBl. I Nr. 24/2016). Daher entfällt die Notwendigkeit zur Erstellung einer 
wirkungsorientierten Folgenabschätzung im Zusammenhang mit dieser Verordnung. 
Besonderer Teil: 
Zu § 3 Abs. 1 
Mit der vorgeschlagenen Änderung in § 3 Abs. 1 wird die Gültigkeitsdauer der Verordnung gemäß § 36 
Abs. 3 AsylG 2005 von sechs auf zwölf Monate verlängert. 
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